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Änderungen aufgrund des 2. PStRÄndG
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Das 2. Personenstandsrechts Änderungsgesetz ist am 1.11. 2017 in Kraft getreten. Es beinhaltet auch Änderungen, die in XPersonenstand nachvollzogen werden müssen.
1. Vornamenssortierung
2. Erweiterung der Zuständigkeit der Wohnsitzstandesämter
3. Neue Datenübermittlung bei Mitteilung über einen im Ausland beurkundeten Sterbefall

Lösung
1. Vornamenssortierung
Das EG XPersonenstand hat sich auf folgende Übermittlung der Vornamenssortierung verständigt:
Für die Übermittlung aus dem Geburten Register 
· wurden die Nachrichten 
· 011044 (Abschnitt  3.5.9.1) für Mitteilungen an das Eheregister und
· 011045 (Abschnitt 3.5.9.2) für Mitteilungen an das Lebenspartnerschafts-register neu erstellt. 
· Für Mitteilung an das Standesamt 1 in Berlin wird die 021020 (Abschnitt 4.5.2.1) genutzt werden, die Prozessbeschreibung wurde entsprechend erweitert.
· Für Mitteilungen an die Meldebehörde soll die Nachricht 031040 (Abschnitt 5.5.7.1) genutzt werden, die Dokumentation wurde entsprechend erweitert.
Für die Übermittlung ohne bestehenden Geburtseintrag
· Für Mitteilung aus dem Eheregister an das Standesamt 1 in Berlin wird die 022020 (Abschnitt 4.6.2.1) genutzt werden, die Prozessbeschreibung wurde entsprechend erweitert.
· Für Mitteilung aus dem Lebenspartnerschaftsregister an das Standesamt 1 in Berlin wird die 023020 (Abschnitt 4.7.2.1) genutzt werden, die Prozessbeschreibung wurde entsprechend erweitert.
· Für Mitteilungen aus dem Eheregister an die Meldebehörde soll die Nachricht 032020 (Abschnitt 5.6.2.1) genutzt werden, die Prozessbeschreibung wurde entsprechend erweitert.
· Für Mitteilungen aus dem Lebenspartnerschaftsregister an die Meldebehörde soll die Nachricht 033020 (Abschnitt 5.7.2.1) genutzt werden, die Prozessbeschreibung wurde entsprechend erweitert.
Für die Übermittlung ohne inländischen Registereintrag
· Für Mitteilungen an die Meldebehörde soll die Nachricht 031040 (Abschnitt 5.5.7.1) genutzt werden, die Dokumentation wurde entsprechend erweitert.


2. Erweiterung der Zuständigkeit der Wohnsitzstandesämter
Um die Erweiterung der Zuständigkeiten der Wohnsitzstandesämter abbilden zu können, wurden in den Abschnitten 3.9 (Erklärung zur Namensführung ohne deutsches Personenstandsregister), 3.9.1 (Familienrechtliche Erklärungen zum Ehe- oder Lebenspartnerschaftsnamen), 3.9.2.1 (Familienrechtliche Erklärungen zum Geburtsnamen mit Auswirkungen auf das Geburtsregister der Eltern), 3.9.2.2 (Familienrechtliche Erklärungen zum Geburtsnamen mit Auswirkungen auf Ehe- oder Lebenspartnerschaftsregister), 3.9.2.3 (Familienrechtliche Erklärungen zum Geburtsnamen mit Auswirkungen auf das Geburtsregister des Kindes) und  4.1 (Ausgangssituation und Zielsetzung) entsprechende Passagen aufgenommen.
3. Neue Datenübermittlung bei Mitteilung über einen im Ausland beurkundeten Sterbefall
Die Datenübermittlung durch das Standesamt 1 Berlin wird für diesen Anlass weiterhin konventionell erfolgen. Es ist keine Regelung in XPersonenstand erforderlich.
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Problembeschreibung bei Erfassung
Das 2. Personenstandsrechtsänderungsgesetz (2. PStRÄndG) sieht einige Änderungen vor, welche Auswirkungen auf XPersonenstand haben könnten. 
(Dieser CR beruht auf dem Referentenentwurf vom 10.11.2016)
Sortierung der Vornamen
Es ist unter anderem die Aufnahme einer Möglichkeit zur Sortierung der Vornamen geplant, sofern die Person mehrere Vornamen besitzt und die Namensführung deutschem Recht unterliegt. Es handelt sich um eine reine Sortiermöglichkeit, Änderungen an den Namen sind nicht möglich.
Erweiterung der Zuständigkeit der Wohnsitzstandesämter
Das Wohnsitzstandesamt ist nach vorliegendem Entwurf des 2. PStRÄndG für die Nachbeurkundungen von Geburten, Eheschließungen, Lebenspartnerschaften und Sterbefällen Deutscher im Ausland sowie für die Entgegennahme namensrechtlicher Erklärungen von Personen, für die kein inländischer Personenstandseintrag besteht zuständig. Zukünftig ist das letzte Wohnsitzstandesamt des Antragstellers für diese Beurkundungen auch dann zuständig, wenn die antragberechtigte Person zwar zum Zeitpunkt der Antragstellung keinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland mehr hat, aber früher einen Wohnsitz im Inland hatte. Dies entlastet das Standesamt I in Berlin und verkürzt die dort derzeit bestehenden langen Bearbeitungszeiten für Nachbeurkundungen von Personenstandsfällen von Deutschen im Ausland.
Neue Datenübermittlung bei Mitteilung über einen im Ausland beurkundeten Sterbefall
Erhält das Standesamt I in Berlin eine Mitteilung über einen im Ausland beurkundeten Sterbefall, müssen Datenübermittlungen nach § 60 Absatz 1 PStV erfolgen. 
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Sortierung
Eine Änderung der Reihenfolge der Vornamen könnte mit der bereits existierenden Nachricht „Mitteilung über die Namensänderung zum Eheeintrag des Kindes“ (011040) erfolgen. Da hier bereits geänderte Namen des Kindes an das zuständige Standesamt übermittelt werden können, wäre es möglich, die Sortierung über eine Erweiterung der Dokumentation der Felder geaenderterNameKind/vornamenKindAlt  und geaenderterNameKind/vornamenKindNeu  abzubilden. Es sollte ferner geprüft werden, ob die erwartete Anzahl der Nachrichten eine  Änderung an XPersonenstand wirtschaftlich rechtfertigt.
Erweiterung der Zuständigkeit der Wohnsitzstandesämter
Es ist zu überprüfen, ob die Prozessbeschreibungen für die Geburten, Eheschließungen, Lebenspartnerschaften und Sterbefällen Deutscher im Ausland sowie für die Entgegennahme namensrechtlicher Erklärungen von Personen, für die kein inländischer Personenstandseintrag besteht aufgrund der neuen Rechtslage angepasst werden müssen. (Artikel 1 Nummern 7 bis 9, 11 bis 13 und 15 des Entwurfs vom 10.11.2016)
Folgende Datenübermittlungen nach PStG sind betroffen:
· Eheschließungen im Ausland oder vor ermächtigten Personen im Inland (§ 34)
· Begründung von Lebenspartnerschaften im Ausland (§ 35)
· Geburten und Sterbefälle im Ausland (§ 36)
· Erklärungen zur Namensführung von Ehegatten (§ 41)
· Erklärungen zur Namensführung von Lebenspartnern (§ 42)
· Erklärungen zur Namensangleichung (§ 43)
· Erklärungen zur Namensführung des Kindes (§ 45)
Neue Datenübermittlung bei Mitteilung über einen im Ausland beurkundeten Sterbefall
Es ist zu prüfen, ob die durch die Ergänzung des § 62 Abs. 2 PStV eingeführten neuen Mitteilungspflichten nach § 60  Abs. 1 des StA1Berlin durch Anpassung einer bestehenden Datenübermittlung (z.B. Nachricht 024010) oder zusätzlich durch Aufnahme neuer Nachrichten zu realisieren ist.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-08-17
Das 2. PStRÄndG wurde am 24 Juli im Bundesgesetzblatt Nr. 49 aus 2017 mit Wirksamkeit zum 1.11.2017 verkündet (mit Ausnahme von Artikel 1 Nummer 16 bis 18 sowie Artikel 2 Nummer 9, 11, 17, 18 Buchstabe a, Nummer 19 Buchstabe a, Nummer 21 und 25, diese  treten am 1. November 2018 in Kraft.). Damit steht die endgültige Fassung zur Bearbeitung zur Verfügung.
Die veröffentlichte Fassung des 2. PStRÄndG sowie das Länderanschreiben zur Vornamenssortierung sind als Anlagen zum CR aufgenommen worden.
Nach Durchsicht KoSIT wurden folgende Änderungsbedarfe entdeckt:
Sortierung
§ 45a PStG verweist auf  § 57 Abs. 4 PStV nach dem folgende Behörden über eine Namensänderung zu informieren sind:
· Standesamt, welches den Eintrag zur Ehe/LP führt. 
· Hierfür könnte die Nachricht stA2StA.Ehe.012055 genutzt werden, in der im Feld geaenderterVorname nur die neue Reihenfolge des Vornamens übermittelt werden könnte. Es gibt hier kein Vorher-/Nachher-Bild.
· Alternativ könnte die im Lösungsvorschlag genannte stA2StA.Geburt.011040 genutzt werden. Hier gäbe es mit den Elementen geaenderterNameKind/vornamenKindAlt  und geaenderterNameKind/vornamenKindNeu  ein Vorher-/Nachher-Bild.

· Standesamt 1 Berlin, sofern die Geburt im Ausland erfolgte. 
· Hierfür könnte die stA1B.Familienrecht.025010 genutzt werden. In dieser Nachricht gibt es nur das Feld Vornamen, es könnte also kein Vorher-/Nachher-Bild übermittelt werden.
· Zudem müssten die mandatorischen Felder „geburtsnameVorErklaerung“ und „geburtsnameNachErklaerung“ im Falle der Sortierung immer mit demselben Namen befüllt werden. 

· Meldebehörden
· Hierfür könnte die Nachricht stA2MB.Geburt.031040 genutzt werden. Die Namensänderung ist in dieser Nachricht über ein Vorher-/Nachher-Bild abgebildet. 

Zu klären: 
· Wie soll damit umgegangen werden, dass nach Anschreiben von Herrn Dr. Schmitz eine Sortierung auch schon vor Inkrafttreten des Gesetzes vorgenommen werden kann? 
· These: Bis zum Produktivstart der Version 1.7.3 werden Namensänderungen konventionell mitgeteilt. 
Erweiterung der Zuständigkeit der Wohnsitzstandesämter
1. Ergänzung des Abschnittes 4.1 „Ausgangssituation und Zielsetzung“ im Kapitel „StA1B“ um den folgenden Abschnitt:

„Mit Inkrafttreten des 2. PStRÄndG am 1.11.2017 ist für die Beurkundung von Personenstandsfällen bzw. für familienrechtliche Beurkundungen mit Auslandsbezug das Standesamt 1 in Berlin nicht mehr für Personen zuständig, die bereits einen Wohnsitz im Inland hatten. In diesen Fällen ist das Standesamt des letzten inländischen Wohnsitzes oder Aufenthaltes zuständig. Dies gilt für die folgenden Übermittlungsanlässe:
· Eheschließungen im Ausland oder vor ermächtigten Personen im Inland (§ 34 PStG)
· Begründung von Lebenspartnerschaften im Ausland (§ 35 PStG)
· Geburten und Sterbefälle im Ausland (§ 36 PStG)
· Erklärungen zur Namensführung von Ehegatten (§ 41 PStG)
· Erklärungen zur Namensführung von Lebenspartnern (§ 42 PStG)
· Erklärungen zur Namensangleichung (§ 43 PStG)
· Erklärungen zur Namensführung des Kindes (§ 45 PStG)

Die Zuständigkeit für Anträge auf Beurkundung o.g. Personenstandsfälle oder Erklärungen, die vor dem 1.11.2017 eingegangen sind, verbleibt beim Standesamt 1 in Berlin.“

2. Für die Beurkundung einer im Ausland geschlossenen Ehe gilt § 34 PStG.
a. Abschnitt 3.6 enthält keine Regelungen zur Zuständigkeit.

3. Für die Beurkundung von im Ausland begründeten LP gilt § 35 PStG 
a. Abs. 3.7enthält keine Regelungen zur Zuständigkeit.

4. Für die Beurkundung von Geburten und Sterbefällen im Ausland gilt § 36 PStG. 
a. Abschnitt 3.5 enthält keine Regelungen zur Zuständigkeit
b. Abschnitt 3.8 enthält keine Regelungen zur Zuständigkeit.

5. Für Namenserklärungen von Ehegatten einer im Ausland geschlossenen Ehe § 41 PStG. 
a. Die Abschnitte 3.6.4 und 3.6.5 enthalten keine Regelungen zur Zuständigkeit
6. Für Namenserklärungen von Lebenspartnern einer im Ausland geschlossenen LP gilt § 42 PStG. 
a. Die Abschnitte 3.7.4 und 3.7.5 enthalten keinerlei Regelung über die Zuständigkeit.
7. Für Erklärungen zur Namensangleichung gilt § 43 PStG. 
8. Für Erklärungen zur Namensangleichung des Kindes gilt § 45 PStG. 

Anpassungsbedarf zur Namenserklärung in Abschnitt 
3.9	[…]
Danach begründet sich seine Zuständigkeit darüber, ob der Erklärende seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort im Zuständigkeitsbereich des Standesamtes hat oder zuletzt hatte, weil es keinen Eintrag in einem deutschen Personenstandsregister gibt.
[…]
3.9.1
Ist der Erklärende verheiratet oder verheiratet gewesen oder lebt oder lebte in eingetragener Lebenspartnerschaft, und ist er in kein deutsches Ehe- oder Lebenspartnerschaftsregister eingetragen, ist das Standesamt des Wohnsitzes oder des letzten Wohnsitzes oder Aufenthaltes für die Entgegennahme der Namenserklärung und damit auch für die Übersendung der Mitteilungen zuständig (§ 41 Abs. 2 PStG und § 42 Abs. 2 PStG). 
Gleiches gilt für das Standesamt I in Berlin, wenn kein inländischer Wohnsitz oder kein gewöhnlicher Aufenthalt des Kindes im Inland bestand (§ 62 Abs. 1 Nr. 1 PStV).

3.9.2.1
Ist der Standesbeamte für die Entgegennahme der Erklärung zuständig, weil das Kind nicht im inländischen Geburtenregister eingetragen ist, so hat er eine Mitteilung über die Erklärung zur Namensführung des Kindes an die Geburtseinträge der Eltern des Kindes zu übersenden (§ 62 Abs. 1 Nr. 1 PStV in Verbindung mit § 57 Abs. 1 Nr. 1 PStV).
Gleiches gilt für das Standesamt I in Berlin, wenn kein inländischer Wohnsitz bestand (§ 62 Abs. 1 Nr. 1 PStV).
3.9.2.2
Ist die Geburt des Kindes nicht in einem deutschen Geburtenregister beurkundet, so ist für die Entgegennahme der namensrechtlichen Erklärung das Standesamt zuständig, in dessen Zuständigkeitsbereich das Kind seinen Wohnsitz hat oder zuletzt hatte oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Dieses Standesamt ist für die Übersendung der Mitteilung an das Ehe- oder Lebenspartnerschaftsregister zuständig (§ 62 Abs. 1 Nr. 1 PStV in Verbindung mit § 57 Abs. 4 Nr. 1 PStV).
Gleiches gilt für das Standesamt I in Berlin, wenn kein inländischer Wohnsitz oder kein gewöhnlicher Aufenthalt des Kindes im Inland bestand (§ 62 Abs. 1 Nr. 1 PStV)

3.9.2.3 
Ist das Standesamt des Wohnsitzes oder des letzten Wohnsitzes für die Entgegennahme der Erklärung zuständig, weil der Erklärende nicht in einem deutschen Geburtenregister eingetragen ist, Elternteil eines im Inland beurkundeten Kindes ist und die Erklärung Auswirkungen auf den Geburtsnamen des Kindes hat, werden Mitteilungen gemäß § 62 Abs. 1 Nr. 1 PStV in Verbindung mit § 57 Abs. 4 Nr. 3 PStV übersendet. 
Gleiches gilt für das Standesamt I in Berlin, wenn kein inländischer Wohnsitz bestand (§ 62 Abs. 1 Nr. 1 PStV).

Zu klären:
· Ggf. könnten hierbei „Altlasten“ in den einzelnen Kapiteln entfernt werden. 
· Liste auf Vollständigkeit prüfen lassen
· Die Textpassagen wurden in die Spezifikation aufgenommen und sind anhand eines Diff-Dokumentes zu prüfen.

Neue Datenübermittlung bei Mitteilung über einen im Ausland beurkundeten Sterbefall
Die Ergänzung des § 62 Absatz 2 PStV hat eine neue Datenübermittlungspflicht vom Standesamt 1 in Berlin zur Folge. Für den Fall, dass das StA1B Kenntnis über einen im Ausland beurkundeten Sterbefall erhält, hat es die in § 60 Abs. 1 genannten Empfänger hierüber zu informieren. 
Die KoSIT vertritt die These, dass die für die jeweiligen Empfänger bestehenden Mitteilungen zu einem Sterbefall vom Sta1B nachgenutzt werden können. Daher sollen folgende Nachrichten vom StA1B darauf überprüft werden, ob es die in den jeweiligen Nachrichten erforderlichen Daten liefern kann:
· Standesamt des Geburtseintrages: stA2StA.Sterbefall.014010
· Standesamt des Ehe-/LP-Eintrages: stA2StA.Sterbefall.014010
Zusätzlich zu den üblichen Elementen der Standesamtsinternen Datenübermittlung werden folgende Elemente benötigt:
· anschriftVerstorbener
· sterbeeintrag
· registereintrag
· ereignisort
· ereignisdatum
· ereignisDatumAnfang	
· Gesundheitsbehörden: stA2GB.Sterbefall.104010
· sterbeeintrag
· sterbeuhrzeit(optional)
· namen
· anschrift(optional)
· kreisbezeichnungInlandsanschrift(optional)
· geburtsdatum(optional)
· geburtsort(optional)
· geschlecht(optional)
· staatsangehoerigkeit(optional)
· Meldebehörden: stA2MB.Sterbefall.035010
· sterbeeintrag
· identitaetNichtNachgeweisen(optional)
· ZTR: stA2ZTR.Sterbefall.065010
· verstorbenePerson
· betroffenePerson
· eheOderLebenspartner
· auskunftgeber
· kind
· nachlass
· tod
Hierzu wird vor EG 17-06 eine Abstimmung mit dem StA1B herbeigeführt. 
Sollten die Nachrichten als geeignet angesehen werden, so sollte im jeweiligen Empfängerkapitel ein Hinweis aufgenommen werden, dass Mitteilungen eines Sterbefalles nun auch durch das StA1B erfolgen können. 

Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-08-29
Es wurde eine Vorabstimmung initiiert, in der vom Standesamt 1 in Berlin die Zustimmung den Vorschlägen der KoSIT eingeholt werden soll. 
Herr Eggers ist bis zum 04.09. in Urlaub, daher wird die Rückmeldung wohl erst direkt zum EG zur Verfügung stehen.
Die Vorschläge der KoSIT zur „Erweiterung der Zuständigkeit der Wohnsitzstandesämter“ wurden Frau Hertkens im Sinne einer ersten QS mit den folgenden Fragen vorgelegt:
1. Gibt es weitere Stellen, die aufgrund der neuen Regelungen zur Zuständigkeit angepasst werden sollten?
2. Wird die Idee mitgetragen, nur bestehende Regelungen zur Zuständigkeit zu überarbeiten?
3. Sind die Textvorschläge zu ergänzen/zu ändern?
Bearbeitet durch: StA Dortmund (Hertkens)	2017-09-04
Zu 1) 
Ich glaube allerdings, dass wir auch noch in Kapitel 4 bei der Übermittlung an die Verzeichnisse etwas ändern müssen. Da heißt es z.B. direkt unter 4.1:
Ab dem 01.01.2009 erfolgen Nachbeurkundungen von im Ausland erfolgten Personenstandsfällen nicht mehr nur beim Standesamt I in Berlin; in der Regel werden sie dezentral beim Standesamt des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts beurkundet. Ziele sind die Straffung von Arbeitsabläufen, Entlastung des Standesamts I in Berlin sowie kürzere Bearbeitungszeiten für den Bürger.
Zu 2) 
Ja, man sollte nur an den Stellen die Zuständigkeitsverschiebung erwähnen, wo Regelungen waren. Aber hier wären auch die Stellen für alle Nachbeurkundungen von "Auslandsfällen" zu berücksichtigen.

Zu 3) [Redaktionelle Detail-Anmerkung der Lesbarkeit wegen nicht im CR dargestellt] 

Bearbeitet durch: StA1B (Eggers)	2017-09-05
Sortierung von Vornamen
Das Standesamt I in Berlin führt kein Verzeichnis der von den Wohnsitzstandesämtern entgegengenommenen Erklärungen, da in § 45a PStG (neu) der entsprechende Passus fehlt („Das Standesamt I in Berlin führt ein Verzeichnis der nach den Sätzen 3 und 4 entgegengenommenen Erklärungen.“). Bei der Mitteilungspflicht nach § 57 Abs. 4 PStV kann es sich daher nur um Mitteilungen handeln, die eine Nachbeurkundung einer Auslandsgeburt betreffen. Hierfür ist die Mitteilung stA1B.Geburt.021020 vorgesehen. Gleiches gilt auch für Eheschließungen und Lebenspartnerschaften.

Erweiterung der Zuständigkeit der Wohnsitzstandesämter
Da hier lediglich der Kreis der zuständigen Wohnsitzstandesämter auf den letzten Wohnsitz erweitert wird, ergibt sich meines Erachtens kein Änderungsbedarf hinsichtlich der Mitteilungen.
Die neue Zuständigkeit ergibt sich aber nur über den letzten Wohnsitz, aber nicht über einen letzten gewöhnlichen Aufenthalt. Die Formulierungen in den Abschnitten 3.9 und 3.9.1 sowie 3.9.2.3 sind daher aus meiner Sicht unpräzise. In 3.9.2.2 ist die Formulierung korrekt, aber § 45 Abs. 2 PStG stellt auch auf den (letzten) Wohnsitz bzw. gewöhnlichen Aufenthalt eines Elternteils ab.
In 3.9.2.1 ist der Satz „Gleiches gilt für das Standesamt I in Berlin, wenn kein inländischer Wohnsitz besteht bestand (§ 62 Abs. 1 Nr. 1 PStV).“ doppelt vorhanden.

Neue Datenübermittlung vom StA1B über einen im Ausland beurkundeten Sterbefall
Die Mitteilungen aus dem Ausland sind oft unvollständig und/oder fehlerhaft. Standesamtsangaben sind so gut wie nie vorhanden. An sich gilt das für die Todeserklärungen Gesagte analog. Wenn Angaben sehr unvollständig sind, wird eine Mitteilung gar nicht möglich sein. Im Einzelfall ist unter Umständen auch nur eine Übermittlung in Papierform möglich.
Die Änderung tritt zum 01.11.2018 in Kraft. Derzeit sieht unser Fachverfahren ODiS nur eine Übermittlung an das ZTR vor. Da das Fachverfahren entsprechend zu modifizieren ist, hängt eine Realisierung von vorhandenen Haushaltsmitteln ab. Ob dies geschehen kann, ist aus meiner Sicht nicht sicher.
Eine Datenübermittlung an das Gesundheitsamt dürfte bei Auslandssterbefällen keinen Sinn machen. Weiterer Übermittlungsbedarf wird nicht gesehen.

Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-09-11
Sortierung der Vornamen
In Bezug auf die Vornamenssortierung sind zusätzlich zu den in [2017-08-17] erfolgten Überlegungen folgende Punkte zu klären:
1. Die KoSIT geht davon aus, dass es sich bei der Mitteilung einer Vornamenssortierung um eine Folgebeurkundung im Register handelt. Wird diese Einschätzung vom EG geteilt? 
· Das würde eine Nutzung der Nachricht 025010 wie in [2017-08-17] für Mitteilungen an das StA1B verhindern. 
2. Für die Mitteilung einer Erklärung zum Eintrag im Ehe/LP Register sind nach §58 Abs. 2 PStV folgende Empfänger zu informieren:
· Das StA das den Geburtseintrag des Ehegatten führt, wenn sich die Änderung auf den Geburtsnamen erstreckt. (Vorschlag Nachricht 012055 – allerdings ohne vorher/nachher-Bild, bzw. 013055 für das LP-Register)
· Das StA das den Geburtseintrag des Kindes führt, wenn dieses den geänderten Namen führt. (Vorschlag Nachricht 012060 – mit  vorher/nachher-Bild, bzw. 013060 für das LP Register) 
· Müssen die o.g. Standesämter über die Sortierung informiert werden? Eine Sortierung der Vornamen betrifft nicht den Geburtsnamen des Ehegatten oder den Familiennamen des Kindes.
· Das StA1B, wenn die Ehe im Ausland geschlossen wurde. (Vorschlag: Nachricht 021020, 022020 bzw. 023020)
· Die Meldebehörde, sofern nicht anders informiert. (Vorschlag 032020; 033020 für LP)
3. Die Mitteilungen aus dem LP-Register verhalten sich analog zum Eheregister
4. Wie soll der Prozess aussehen, wenn die erklärende Person keinen Eintrag in einem deutschen Register hat? (Zuständigkeit des Wohnsitzstandesamtes/StA1 Berlin bei keinem inländischen Wohnsitz) 
· Wer ist in diesen Fällen über die Sortierung der Vornamen zu informieren? 
· Ist in diesen Fällen eine elektronische Mitteilung sinnvoll?
· Wo müsste es in XPS aufgenommen werden?
· These: Es könnte ein neuer Abschnitt unter 3.9.3 „Erklärung zur Sortierung von Vornamen“ aufgenommen werden.
· Welche Nachrichten sind zu verwenden? 
Erweiterung der Zuständigkeit der Wohnsitzstandesämter
Die redaktionellen Hinweise von Frau Hertkens und Herrn Eggers wurden weitestgehend in die Spezifikation übernommen. 
Neue Datenübermittlung vom StA1B über einen im Ausland beurkundeten Sterbefall
Nach der Rückmeldung des StA1Berlin ist auf dem EG zu klären, ob elektronische Nachrichten für die Übermittlung im Ausland beurkundeter Sterbefälle in Anbetracht der vermutlich oft unvollständigen Angaben und der ungeklärten finanziellen Möglichkeit einer Umsetzung in ODiS dennoch für notwendig/machbar erachtet werden. Gerade Angaben zu Ehegatten und Kindern würden lt. Herrn Eggers regelmäßig nicht vorliegen.
Nach seiner ersten Einschätzung  können die genannten Nachrichten verwendet werden. 
Zum Volumen kann er keine genauen Angaben machen, betont aber, dass sich etwa 100 Länder an einem Abkommen zur Mitteilung von Sterbefällen beteiligt haben. Er schätzt, dass es mehrere tausend Mitteilungen im Jahr sind. 
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2017-09-14
Auf dem EG werden folgende Beschlüsse gefasst:
Vornamenssortierung:
Die Vornamenssortierung ist eine Namenserklärung die als Folgebeurkundung eingetragen wird.
Eine Lösung für die Vornamenssortierung soll erst ab dem 1.11.2018 über XPersonenstand möglich sein (d. h. XPersonenstand 1.7.3).
Aus einer Erklärung zur Vornamenssortierung entstehen folgende Meldepflichten aus dem Geburtenregister: 
1. Geburtenregister zu Ehe/LP-Register 
Das EG beschließt, hierfür neue Nachrichten zu modellieren (strukturidentisch für G2E und G2L) mit folgendem Inhalt: 
· Fortzuführender Eintrag 
· Vornamen (alt/neu)
· Wirksamkeitsdatum
Die neuen Nachrichten werden gegenüber der Nachnutzung der 011040 bevorzugt. 
2. Geburtenregister zu Meldebehörde:
Das EG unterstützt den Vorschlag der KoSIT, die Nachricht 031040 zu nutzen.
Der Vorschlag soll dem Meldewesen so unterbreitet werden. Das EG geht davon aus, dass es keine Notwendigkeit für die Meldebehörden gibt, anhand der Nachrichtennummer erkennen zu können, dass es sich um eine Vornamenssortierung handelt.
3. Geburtenregister an Standesamt 1 in Berlin
Das StA1B vertritt in [2017-09-05] die Auffassung die Nachricht 021020 nach zu nutzen. Das ist in der Dokumentation der Nachricht klarzustellen. Das EG schließt sich der Auffassung an.
4. Geburtenregister eines Kindes
Registereinträge von Kindern müssen nicht fortgeschrieben werden, da die Namen von Eltern im Geburtenregister nicht fortgeschrieben werden. 

Wenn kein deutscher Geburtseintrag existiert, entstehen folgende Mitteilungspflichten aus dem Ehe-/LP-Register:
1. Andere Standesämter sind nicht zu benachrichtigen, da sich die Änderung nicht auf den Geburtsnamen bezieht. 

2. Ehe-/LP-Register an Standesamt 1 in Berlin:
StA1B vertritt in [2017-09-05] die Auffassung die Nachricht 022020/023020 nach zu nutzen. Dies ist in der Dokumentation der Nachricht klarzustellen.
Das EG schließt sich der Auffassung an.

3. Ehe-/LP-Register an Meldebehörde
Das EG beschließt, die Nachricht 032020 zu nutzen, obwohl durch diese Nachricht kein Vorher-/Nachher-Bild abgebildet werden kann. Da dies bei anderen Namensänderungen an das Meldewesen nicht erfolgt, wird es auch hier als nicht notwendig erachtet.
Mit derselben Argumentation wie bei der Nachricht 031040 braucht es keine eigene Nummer für die Vornamenssortierung. 

Wenn es keinen inländischen Registereintrag gibt entstehen folgende Mitteilungspflichten des (Wohnsitz-)Standesamtes:
1. Wohnsitzstandesamt an Meldebehörde:
Die Nachricht 031040 soll nachgenutzt werden. 
2. (Wohnsitz-)Standesamt an Standesamt 1 in Berlin
Es wird die Auffassung vertreten, dass die Vornamenserklärungen in diesen Fällen dem StA1B mitgeteilt werden sollten, damit das StA1B diese sammelt. Das StA1B hat in seiner Stellungnahme vom 2017-09-05 mitgeteilt, dass es kein solches Verzeichnis führt.
Das BMI klärt im Rahmen der Änderung der PStV mit dem Standesamt 1 in Berlin bis Ende November, ob ein solches Verzeichnis eingeführt werden soll. Soweit ein Verzeichnis erforderlich ist, müsste dies in § 45a PStG geregelt werden.
Führt die Klärung des BMI zur Notwendigkeit einer Übermittlung, so soll die Nachricht 025010 genutzt werden und um ein Vorher-/Nachher-Bild der Vornamen ergänzt werden. 

Zum Thema „Erweiterung der Zuständigkeit der Wohnsitzstandesämter“ 
Die Mitglieder des EG prüfen bis zum 22.09 die von der KoSIT vorgenommenen Anpassungen in den Abschnitten 3.9 und 4.1 der Spezifikation.

Neue Datenübermittlung vom StA1B über einen im Ausland beurkundeten Sterbefall  
Das StA1B wird die Fälle weiterhin konventionell bearbeiten. Falls das StA1B elektronisch übermitteln möchte, dann können bestehende Nachrichten verwendet werden. 
Sofern an diesen im Detail noch Anpassungen erforderlich sind, sind diese in einem weiteren CR zu bearbeiten.
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-09-22
Die Beschlüsse des EG wurden wie folgt umgesetzt:
Vornamenssortierung
Nachrichten aus dem Geburtsregister:
· Standesamtsinterne Mitteilungen
· Es wurde der Abschnitt 3.5.9 „Mitteilung zum Ehe- oder Lebenspartnerschaftsregister des Kindes über eine Sortierung der Vornamen“ aufgenommen.
· Es wurden zwei neue Nachrichten für die standesamtsinterne Übermittlung aus dem Geburtenregister aufgenommen:
· stA2StA.Geburt.011044 (Mitteilung über eine Vornamenssortierung zum Eheeintrag des Kindes)
· stA2StA.Geburt.011045 (Mitteilung über eine Vornamenssortierung zum LP-Eintrag des Kindes)
Beide Nachrichten leiten sich von der Basisnachricht StA2StA ab, in der die Identifikation des Zieleintrags festgelegt ist. Daher wurde der Zieleintrag nicht redundant aufgenommen.
· Mitteilung an die Meldebehörden (Nachricht 031040)
Es wurde die Beschreibung des Prozesses, die Dokumentation der Nachricht und die Rechtliche Grundlage um die Sortierung der Vornamen erweitert.
· Mitteilung an das StA1B (Nachricht 021020)
Es wurde die Prozessbeschreibung und die rechtliche Grundlage um die Vornamenssortierung erweitert.
Nachrichten aus dem Ehe/LP-Register:
· Mitteilungen an die Meldebehörden (Nachricht 032020/033020)
Es wurde die Beschreibung des Prozesses, die Dokumentation der Nachricht und die Rechtliche Grundlage um die Sortierung der Vornamen erweitert.
· Mitteilung an das StA1B (Nachricht 022020/023020)
Es wurde die Prozessbeschreibung und die rechtliche Grundlage um die Vornamenssortierung erweitert.
Nachrichten ohne inländischen Registereintrag:
· Die Übermittlung der Vornamenssortierung im Falle eines nicht vorhandenen deutschen Registereintrages an das Sta1B mittels der Nachricht 025010 wurde noch nicht umgesetzt, da hierfür eine Anpassung der PStV erforderlich ist. Das BMI will bis Ende November prüfen, ob dies noch mit der 1. Änderungsverordnung umgesetzt werden kann. 
Einträge für die Versionshistorie wurden erstellt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-10-11
Die Überprüfung der textuellen Anpassungen zur Erweiterung der Zuständigkeiten der Wohnsitzstandesämter ergaben keine Änderungshinweise. Die bereits in der Spezifikation umgesetzten Vorschläge bleiben so bestehen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-11-02
Herr Bockstette berichtet auf EG 17-07, „dass neben den geplanten Änderungen an der PStV auch Änderungen am PStG notwendig sind und beide Vorhaben parallel umgesetzt werden sollen. Damit ist in diesem Jahr nicht mehr mit einem belastbaren Stand der PStV zu rechnen, zumal Einflussnahme durch die neuen Regierungspartner wahrscheinlich ist. Frühestens im Frühsommer 2018 ist mit belastbaren Ständen zu rechnen.“
Daher besteht zurzeit keine Verpflichtung des StA1B ein Verzeichnis für Vornamen von Personen mit Auslandsbezug zu führen. 

These: 
Eine Übermittlung der Vornamenssortierung an das StA1B im Falle eines nicht vorhandenen deutschen Registereintrages mittels der Nachricht 025010 ist nicht sinnvoll, da das StA1B die Daten weder verarbeiten noch speichern kann. Sie sollte daher im Sinne der Datensparsamkeit unterbleiben. 
 Diese These ist mit dem EG abzustimmen.  

Die Umsetzung der Mitteilung der Vornamenssortierung an das Meldewesen sollte den Vertretern mitgeteilt werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-11-08
Eine Umlaufbefassung zur Information der Vertreter des Meldewesens wurde eingeleitet. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen)	2017-11-14
Das Meldewesen wurde über die Umsetzung informiert, es gab keine Widersprüche.

Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2017-11-14
Bei der Bearbeitung des CR auf dem EG wurde folgendes beschlossen:
Das EG vertritt die Auffassung, dass eine Übermittlung der Vornamenssortierung an das StA1B im Falle eines nicht vorhandenen deutschen Registereintrages mittels der Nachricht 025010 nicht sinnvoll ist, da das StA1B die Daten weder verarbeiten noch speichern kann. Sie sollte daher im Sinne der Datensparsamkeit so lange unterbleiben, bis eine rechtliche Regelung das StA1B zur Führung eines Verzeichnisses der Vornamen verpflichtet. 
Der CR ist damit erledigt.
Bearbeitet durch: AG Test / Koch	2017-11-15
Die AG Test hat die textuellen Änderungen zur Vornamensortierung in folgenden Abschnitten der Spezifikation zur Kenntnis genommen: Abschnitte 
4.5.2 (Folgebeurkundung einer nachbeurkundeten Geburt im Ausland), 
5.5.7 (Mitteilung einer Namensänderung im Geburtenregister; inkl. 5.5.7.1), 
4.6.2 (Folgebeurkundung einer nachbeurkundeten Eheschließung im Ausland), 
4.7.2 (Nachbeurkundung einer Begründung einer Lebenspartnerschaft im Ausland), 
5.6.2 (Mitteilung einer Namensänderung im Eheregister) und 
5.7.2 (Mitteilung einer Namensänderung im Lebenspartnerschaftsregister).
Die AG Test hat die textuellen Änderungen in der Spezifikation zur Erweiterung der Zuständigkeit der Wohnsitzstandesämter zur Kenntnis genommen in den Abschnitten 
3.9 (Erklärung zur Namensführung ohne deutsches Personenstandsregister), 
3.9.1 (Familienrechtliche Erklärungen zum Ehe- oder Lebenspartnerschaftsnamen), 
3.9.2.1 (Familienrechtliche Erklärungen zum Geburtsnamen mit Auswirkungen auf das Geburtsregister der Eltern), 
3.9.2.2 (Familienrechtliche Erklärungen zum Geburtsnamen mit Auswirkungen auf Ehe- oder Lebenspartnerschaftsregister), 
3.9.2.3 (Familienrechtliche Erklärungen zum Geburtsnamen mit Auswirkungen auf das Geburtsregister des Kindes) und 
4.1 (Ausgangssituation und Zielsetzung).
Zur Exemplifizierung einer geänderten Vornamenssortierung bei Übermittlung ohne inländischen Registereintrag (Nachricht 031040) wurde der neue Testfall 01.007b erstellt.
Zur Exemplifizierung einer geänderten Vornamenssortierung bei Übermittlung mit inländischem Eheregistereintrag ohne inländischen Geburtsregistereintrag (Nachricht 032020) wurde der neue Testfall 02.001b erstellt.
Diesen neuen Testfällen müssen ggf. andere Nummern zugewiesen werden, sofern der Generator keine nicht-numerischen Bezeichner zulässt.
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2017-12-11
Die QS-Instanz stellt zu diesem CR fest:
Die Lösungen dieser Änderungsanträge decken die Anforderungen der Problemstellungen ab und sind rechtskonform.
[bookmark: _GoBack]Geplante weitere Bearbeitung
1. Befassung EG 17-08: Klären, ob die Vornamenssortierung an das StA1B übermittelt werden soll, ohne dass dort ein entsprechendes Verzeichnis geführt wird. Siehe [2017-11-02]
2. Information über Mitteilung einer Vornamenssortierung an die Meldebehörden
3. Validierung der Referenznachrichten (ggf. vorherige Vergabe anderer Testfall-Nummern)
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